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Gesetzentwurf
der Landesregierung

Gesetz zur Änderung des Verfassungsgerichtshofsgesetzes

A .  Z i e l s e t z u n g

Die Digitalisierung der baden-württembergischen Justiz schreitet voran. Zahl-
reiche Gerichte und Staatsanwaltschaften in Baden-Württemberg sind inzwischen 
mit der elektronischen Verfahrensakte ausgestattet; deren Verfahren werden digi-
tal, also papierlos, geführt. Zum 1. Januar 2026 soll dies zwingend für alle Ge-
richtszweige gelten. Daneben besteht seit dem 1. Januar 2018 bei allen Justiz-
behörden die Möglichkeit, Klagen, vorbereitende Schriftsätze, Anträge und sons-
tige Dokumente in elektronischer Form einzureichen. Für Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts ist die 
Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs – mit wenigen Ausnahmen – seit dem 
1. Januar 2022 verpflichtend. 
Der Verfassungsgerichtshof für das Land Baden-Württemberg (Verfassungsge-
richtshof) wird als eigenständiges Verfassungsorgan von den bestehenden bun-
des- und landesrechtlichen Vorschriften über die elektronische Aktenführung in 
der Justiz und den elektronischen Rechtsverkehr nicht erfasst. Dementsprechend 
arbeitet er bislang ausschließlich mit Papierakten und ohne die Möglichkeit einer 
elektronischen Dokumentenübermittlung; Rechtssuchende können sich derzeit 
ausschließlich auf dem Postweg oder per Fax an den Verfassungsgerichtshof wen-
den. Das erscheint nicht mehr zeitgemäß.
Deshalb sollen die rechtlichen Grundlagen für eine elektronische Aktenführung 
sowie die Eröffnung des elektronischen Rechtsverkehrs beim Verfassungsge-
richtshof geschaffen werden. Dadurch werden drohende Medienbrüche bei der 
Vorlage von Gerichtsakten an den Verfassungsgerichtshof vermieden und die 
Bürgerfreundlichkeit des verfassungsgerichtlichen Verfahrens, insbesondere der 
Landesverfassungsbeschwerde, verbessert.
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B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Mit den vorgeschlagenen Gesetzesänderungen wird der elektronische Rechtsver-
kehr beim Verfassungsgerichtshof eröffnet und die elektronische Prozessakte ein-
geführt. Die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung zum elektronischen 
Rechtsverkehr und zur elektronischen Aktenführung werden in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung auf Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof für entsprechend 
anwendbar erklärt. 

C .  A l t e r n a t i v e n

Die Eröffnung des elektronischen Rechtsverkehrs sowie die Einführung der elekt-
ronischen Prozessakte erweist sich im Hinblick auf den digitalen Fortschritt in der 
Justiz inzwischen als alternativlos. 

D .  K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e

Durch die beschriebenen Maßnahmen wird durch Anschaffung, Einrichtung und 
Betrieb der informationstechnischen Systeme zur elektronischen Kommunika-
tion weitestgehend auf bestehende Strukturen zurückgegriffen. Es ist lediglich 
minimaler finanzieller Mehraufwand zu erwarten, der im Rahmen bestehender 
Ressourcen der betroffenen Einzelpläne abgefangen wird. Zusätzliche Haushalts-
mittel im Rahmen der Aufstellung des Doppelhaushalts 2025/2026 sind nicht er-
forderlich. Soweit das Justizministerium dem Verfassungsgerichtshof die Mitnut-
zung der bestehenden IT-Infrastruktur für die elektronische Aktenführung und die 
Teilnahme am elektronischen Rechtsverkehr ermöglicht, erfolgt diese innerhalb 
der für die Justiz geltenden technischen, organisatorischen und rechtlichen Rah-
menbedingungen ebenfalls aus vorhandenen Ressourcen des Einzelplans 05. 
Daraus folgt unter anderem, dass nur hauptamtlich in der Justiz tätige Personen 
mit dienstlichen Endgeräten ausgestattet werden. Den nicht der Gruppe der Be-
rufsrichterinnen und Berufsrichter angehörenden Mitgliedern werden die elekt-
ronischen Prozessakten elektronisch zur Verfügung gestellt. Die Grundlagen des 
Einsatzes der elektronischen Akte und des elektronischen Rechtsverkehrs werden 
im Übrigen durch die Zusammenarbeit der Länder und des Bundes beim Einsatz 
der Informationstechnologie in der Justiz festgelegt.

E .  B ü r o k r a t i e v e r m e i d u n g ,  P r ü f u n g  V o l l z u g s t a u g l i c h k e i t

Zusätzlicher Bürokratieaufwand ist durch die Gesetzesänderungen nicht zu er-
warten. Des Weiteren sind diese vollzugstauglich, da weitestgehend auf die be-
stehenden Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung zurückgegriffen wird. 
Diese gelten für die Verwaltungsgerichtsbarkeit bereits seit geraumer Zeit und 
sind erprobt. Durch das Regelungsvorhaben sind keine erheblichen Auswirkun-
gen für Unternehmen, Verwaltung und Bürgerinnen und Bürger oder aufwändige 
Verwaltungsverfahren zu erwarten. Von der Durchführung eines Praxis-Checks 
wurde daher abgesehen.

F .  N a c h h a l t i g k e i t s - C h e c k

Erhebliche Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung sind durch die Ge-
setzesänderungen offensichtlich nicht zu erwarten. Vielmehr wird die Arbeit des 
Verfassungsgerichtshofs durch die elektronische Aktenführung sowie die Er-
öffnung des elektronischen Rechtsverkehrs auf eine weitgehend papierlose und 
damit ressourcenschonende sowie klimafreundliche Arbeitsweise umgestellt. Es 
sind damit positive Auswirkungen auf die Zielbereiche „Klimawandel“ und „Res-
sourcenverbrauch“ sowie „leistungsfähige Justiz“ zu erwarten. Aus diesen Grün-
den wurde von der Durchführung eines Nachhaltigkeits-Checks abgesehen.
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G .  D i g i t a l t a u g l i c h k e i t s - C h e c k

Die Durchführung eines Digitaltauglichkeits-Checks nach Nummer 4.5 der VwV 
Regelungen ist erforderlich.

H .  S o n s t i g e  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Für Private entstehen keine zusätzlichen Kosten. Die Nutzungspflicht der elektro-
nischen Einreichung soll nur für sogenannte professionelle Einreicher eingeführt 
werden. Diese müssen jedoch bereits im Hinblick auf die flächendeckende Ein-
führung des elektronischen Rechtsverkehrs entsprechende Vorkehrungen treffen. 
Sie können also auf bestehende Strukturen zurückgreifen. Allein durch die Ein-
führung des elektronischen Rechtsverkehrs beim Verfassungsgerichtshof werden 
bei diesem Nutzerkreis keine zusätzlichen Kosten entstehen.
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Staatsministerium Stuttgart, 9. Juli 2024
Baden-Württemberg
Ministerpräsident

An die
Präsidentin des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

als Anlage übersende ich Ihnen gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verfassung des 
Landes Baden-Württemberg den von der Landesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Verfassungsgerichtshofsgesetzes. Ich bitte Sie, 
die Beschlussfassung des Landtags herbeizuführen. Die Zuständigkeit liegt beim 
Staatsministerium Baden-Württemberg. 

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 
dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu 
erteilen:

Gesetz zur Änderung des 
Verfassungsgerichtshofsgesetzes

Artikel 1

Das Verfassungsgerichtshofsgesetz vom 13. Dezember 
1954 (GBl. S. 171), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1030, 1031) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 13 wird wie folgt gefasst:

 „§ 13

  (1) Die Prozessbeteiligten können die Gerichtsakten 
und die dem Gericht vorgelegten Akten einsehen.

  (2) Werden die Prozessakten elektronisch geführt, 
wird Akteneinsicht durch Bereitstellung des Inhalts 
der Akten zum Abruf oder durch Übermittlung des In-
halts der Akten auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gewährt. Ein Aktenausdruck oder ein Datenträger mit 
dem Inhalt der Akten wird auf besonders zu begrün-
denden Antrag nur übermittelt, wenn der Antragsteller 
hieran ein berechtigtes Interesse darlegt. Stehen der 
Akteneinsicht in der nach Satz 1 vorgesehenen Form 
wichtige Gründe entgegen, kann die Akteneinsicht in 
der nach Satz 2 vorgesehenen Form auch ohne An-
trag gewährt werden. Über einen Antrag nach Satz 2 
entscheidet der Vorsitzende; die Entscheidung ist un-
anfechtbar. 

  (3) Werden die Prozessakten noch in Papierform ge-
führt, wird Akteneinsicht durch Einsichtnahme in die 
Akten in Diensträumen gewährt. Die Akteneinsicht 
kann, soweit nicht wichtige Gründe entgegenstehen, 
auch durch Bereitstellung des Inhalts der Akten zum 
Abruf oder durch Übermittlung des Inhalts der Akten 
auf einem sicheren Übermittlungsweg gewährt wer-
den.“

2. § 15 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

  „Wurde der Antrag nicht elektronisch übermittelt, 
kann der Vorsitzende jedem Prozessbeteiligten auf-
geben, die erforderliche Zahl von Abschriften seiner 
Schriftsätze binnen bestimmter Frist nachzureichen.“

3. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefügt: 

 „§ 15a

  (1) Die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) zum elektronischen Rechtsverkehr sowie die 
auf dieser Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen 
finden in ihrer jeweils geltenden Fassung entsprechende 
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Anwendung. Abweichend davon gilt die Nutzungs-
pflicht des § 55d VwGO für den darin genannten Nut-
zerkreis ab dem 1. Februar 2025. 

  (2) Die Prozessakten können elektronisch geführt 
werden. Auch insoweit finden die Vorschriften der 
Verwaltungsgerichtsordnung sowie die auf dieser 
Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen in ihrer je-
weils geltenden Fassung entsprechende Anwendung. 
Der Zeitpunkt, ab dem die Prozessakten elektronisch 
geführt werden, kann durch die Geschäftsordnung des 
Verfassungsgerichtshofs, die öffentlich bekanntzu
machen ist, bestimmt werden.“

4. § 19 wird wie folgt gefasst:

 „§ 19

  Alle Gerichte und Verwaltungsbehörden leisten dem 
Verfassungsgerichtshof Rechts- und Amtshilfe. Wer-
den deren Akten und Urkunden in Papierform geführt, 
legen sie diese über das zuständige Ministerium und 
das Staatsministerium vor; den Inhalt elektronischer 
Akten übermitteln sie entsprechend auf einem sicheren 
Übermittlungsweg. Fordert der Verfassungsgerichts-
hof in einem Verfahren der Verfassungsbeschwerde 
die Akten des gerichtlichen Ausgangsverfahrens an, 
werden ihm diese im Falle von Papierakten unmittel-
bar vorgelegt und im Falle elektronischer Akten deren 
Inhalt auf einem sicheren Übermittlungsweg übermit-
telt. Hält die Regierung die Verwendung einer Urkunde 
für unvereinbar mit der Staatssicherheit, so teilt sie 
dies dem Verfassungsgerichtshof mit. Will der Ver-
fassungsgerichtshof auf der Vorlegung der Urkunde 
beharren, so hat er vor der Beschlussfassung den Mi-
nisterpräsidenten und den beteiligten Minister anzu-
hören. Der Verfassungsgerichtshof beschließt, ob in 
diese Urkunde Einsicht gewährt werden kann.“

5. § 22 wird folgender Absatz 6 angefügt:

  „(6) Die Urkundsbeamten der Geschäftsstelle haben 
auf dem Urteil den Tag der Verkündung und im Falle 
des Absatz 5 den Tag der Zustellung zu vermerken 
und diesen Vermerk zu unterschreiben. Werden die 
Akten elektronisch geführt, haben sie den Vermerk in 
einem gesonderten Dokument festzuhalten. Das Do-
kument ist mit dem Urteil untrennbar zu verbinden.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 1. November 2024 in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung

Die Digitalisierung der baden-württembergischen Justiz schreitet voran. Zahl-
reiche Gerichte und Staatsanwaltschaften in Baden-Württemberg sind inzwischen 
mit der elektronischen Verfahrensakte ausgestattet; deren Verfahren werden digi-
tal, also papierlos, geführt. Zum 1. Januar 2026 soll dies zwingend für alle Ge-
richtszweige gelten. Daneben besteht seit dem 1. Januar 2018 bei allen Justiz-
behörden die Möglichkeit, Klagen, vorbereitende Schriftsätze, Anträge und sons-
tige Dokumente in elektronischer Form einzureichen. Für Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte, Behörden oder juristische Personen des öffentlichen Rechts ist die 
Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs – mit wenigen Ausnahmen – seit dem 
1. Januar 2022 verpflichtend. 

Der Verfassungsgerichtshof wird als eigenständiges Verfassungsorgan von den 
bestehenden bundes- und landesrechtlichen Vorschriften über die elektronische 
Aktenführung in der Justiz und den elektronischen Rechtsverkehr nicht erfasst. 
Dementsprechend arbeitet er bislang ausschließlich mit Papierakten und ohne 
die Möglichkeit einer elektronischen Dokumentenübermittlung; Rechtssuchende 
können sich derzeit ausschließlich auf dem Postweg oder per Fax an den Verfas-
sungsgerichtshof wenden. 
Vor diesem Hintergrund sollen die rechtlichen Grundlagen für eine elektronische 
Aktenführung sowie die Eröffnung des elektronischen Rechtsverkehrs beim Ver-
fassungsgerichtshof geschaffen werden. Dadurch werden drohende Medienbrüche 
bei der Vorlage von Gerichtsakten an den Verfassungsgerichtshof vermieden und 
die Bürgerfreundlichkeit des verfassungsgerichtlichen Verfahrens, insbesondere 
der Landesverfassungsbeschwerde, verbessert. 

II. Inhalt

Der neu eingeführte § 15a VerfGHG enthält eine dynamische Verweisung auf die 
Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung über die elektronische Dokumen-
tenübermittlung und die elektronische Aktenführung, die als Vorbild für das ver-
fassungsgerichtliche Verfahren besonders geeignet sind. Die weiteren Änderun-
gen erweisen sich als Folge der Einführung der elektronischen Prozessakte sowie 
der Eröffnung des elektronischen Rechtsverkehrs. Der Verfassungsgerichtshof ist 
über die beabsichtigte Gesetzesänderung unterrichtet und erhebt hiergegen keine 
Einwände.

III. Alternativen

Die Eröffnung des elektronischen Rechtsverkehrs sowie die Einführung der 
elektronischen Prozessakte erweist sich im Hinblick auf den digitalen Fortschritt 
in der Justiz inzwischen als alternativlos. 

IV. Kosten für öffentliche Haushalte

Bei der Anschaffung, der Einrichtung und dem Betrieb der informationstechni-
schen Systeme zur elektronischen Kommunikation kann weitestgehend auf be-
stehende Strukturen zurückgegriffen werden. Durch das Gesetz gegebenenfalls 
entstehende Mehrbedarfe sind aus vorhandenen Ressourcen zu decken. Soweit 
das Justizministerium dem Verfassungsgerichtshof die Mitnutzung der bestehen-
den IT-Infrastruktur für die elektronische Aktenführung und die Teilnahme am 
elektronischen Rechtsverkehr ermöglicht, erfolgt diese innerhalb der für die Justiz 
geltenden technischen, organisatorischen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
aus vorhandenen Ressourcen des Einzelplans 05. Daraus folgt unter anderem, 
dass nur hauptamtlich in der Justiz tätige Personen mit dienstlichen Endgerä-
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ten ausgestattet werden. Den nicht der Gruppe der Berufsrichter angehörenden 
Mitgliedern werden die elektronischen Prozessakten elektronisch zur Verfügung 
gestellt. Die Grundlagen des Einsatzes der elektronischen Akte und des elektroni-
schen Rechtsverkehrs werden im Übrigen durch die Zusammenarbeit der Länder 
und des Bundes beim Einsatz der Informationstechnologie in der Justiz festgelegt.

V. Bürokratievermeidung, Prüfung Vollzugstauglichkeit

Zusätzlicher Bürokratieaufwand ist durch die Gesetzesänderungen nicht zu er-
warten. Des Weiteren sind diese vollzugstauglich, da weitestgehend auf die be-
stehenden Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung zurückgegriffen wird. 
Diese gelten für die Verwaltungsgerichtsbarkeit bereits seit geraumer Zeit und 
sind erprobt. Durch das Regelungsvorhaben sind keine erheblichen Auswirkun-
gen für Unternehmen, Verwaltung und Bürgerinnen und Bürger oder aufwändige 
Verwaltungsverfahren zu erwarten. Von der Durchführung eines Praxis-Checks 
wurde daher abgesehen.

VI. Wesentliche Ergebnisse des Nachhaltigkeits-Checks

Erhebliche Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung sind durch die Ge-
setzesänderungen offensichtlich nicht zu erwarten. Vielmehr wird die Arbeit des 
Verfassungsgerichtshofs durch die elektronische Aktenführung sowie die Er-
öffnung des elektronischen Rechtsverkehrs auf eine weitgehend papierlose und 
damit ressourcenschonende sowie klimafreundliche Arbeitsweise umgestellt. Es 
sind damit positive Auswirkungen auf die Zielbereiche „Klimawandel“ und „Res-
sourcenverbrauch“ sowie „leistungsfähige Justiz“ zu erwarten. Aus diesen Grün-
den wurde von der Durchführung eines Nachhaltigkeits-Checks abgesehen.

VII. Wesentliche Ergebnisse des Digitaltauglichkeits-Checks 

Der vorliegende Regelungsentwurf hat Auswirkungen auf Verfahrensabläufe, 
weist Form und Mitwirkungspflichten auf, regelt die Kommunikation innerhalb 
der öffentlichen Verwaltung, verpflichtet die Verwaltung, Daten und Informatio-
nen zu beschaffen, vorzuhalten oder zu übermitteln und hat die Anpassung einer 
IT-Lösung zur Folge. Die Durchführung eines Digitaltauglichkeits-Checks ist 
nach Nummer 4.5 der VwV Regelungen daher erforderlich. 
Die Prüfstelle DigitaltauglichkeitsCheck begrüßt die Schaffung der rechtlichen 
Grundlagen für eine elektronische Aktenführung sowie die Eröffnung des elekt-
ronischen Rechtsverkehrs beim Verfassungsgerichtshof. Die Prüfstelle führt dazu 
aus, die elektronische Aktenführung ermögliche eine medienbruchfreie Vorlage 
von Gerichtsakten an den Verfassungsgerichtshof. Eine zeitnahe Einführung der 
elektronischen Prozessaktenführung sei begrüßenswert. Ebenso werde die Bür-
gerfreundlichkeit des verfassungsgerichtlichen Verfahrens, insbesondere der Lan-
desverfassungsbeschwerde, erheblich verbessert, da Rechtsschutzsuchenden ein 
elektronischer Zugang zum Gerichtshof ermöglicht werde.

VIII. Verhältnismäßigkeitsprüfung bei Berufsreglementierungen

Über die Verweisung in § 15a Absatz 1 VerfGHG soll eine Pflicht zur Nutzung 
des elektronischen Rechtsverkehrs für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, 
Behörden und vertretungsberechtigte Personen (sogenannte professionelle Ein-
reicher) eingeführt werden. Diese löst keine Verhältnismäßigkeitsprüfung gemäß 
Artikel 1 § 3 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/958 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 über eine Verhältnismäßig-
keitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen in Baden-Württemberg 
aus. Der Anwendungsbereich ist nicht eröffnet, da diese Regelung nicht dem Gel-
tungsbereich der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 
die zuletzt durch Delegierten Beschluss (EU) 2020/548 der Kommission geändert 
worden ist, unterfällt. 
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IX. Sonstige Kosten für Private

Für Private entstehen keine zusätzlichen Kosten. Die Nutzungspflicht der elektro-
nischen Einreichung soll nur für sogenannte professionelle Einreicher eingeführt 
werden. Diese müssen jedoch bereits im Hinblick auf die flächendeckende Ein-
führung des elektronischen Rechtsverkehrs entsprechende Vorkehrungen treffen. 
Sie können also auf bestehende Strukturen zurückgreifen. Allein durch die Ein-
führung des elektronischen Rechtsverkehrs beim Verfassungsgerichtshof werden 
bei diesem Nutzerkreis keine zusätzlichen Kosten entstehen.

X. Exekutive Fußspur

Die vorgesehenen Gesetzesänderungen wurden mit dem Verfassungsgerichtshof 
abgestimmt. Dieser hat keine Einwände erhoben.

B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1

Zu Nummer 1

Infolge der elektronischen Aktenführung werden die Modalitäten der Aktenein-
sicht angepasst. 

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgeänderung.

Zu Nummer 3

Nach dem künftigen § 15a VerfGHG finden die Vorschriften der VwGO zum 
elektronischen Rechtsverkehr (Absatz 1) und zur elektronischen Prozessaktenfüh-
rung (Absatz 2) sowie die auf dieser Grundlage ergangenen Rechtsverordnungen 
entsprechende Anwendung. Damit wird ein Gleichlauf mit der Entwicklung des 
elektronischen Rechtsverkehrs in der Verwaltungsgerichtsbarkeit herbeigeführt; 
die dortigen Regelungen finden Parallelen in den anderen Verfahrensgesetzen des 
Bundes, unter anderem der Zivilprozessordnung. Die dynamischen Verweisun-
gen dienen der Rechtsklarheit und vermeiden ein häufiges Anpassen des Gesetzes 
über den Verfassungsgerichtshof an neue Entwicklungen im Prozess der Digita-
lisierung der Justiz. Die Verweisungen umfassen gegenwärtig insbesondere den 
Inhalt der §§ 55a, 55b und 55d VwGO, einschließlich der aufgrund dieser Vor-
schriften erlassenen Rechtsverordnungen. Punktuell enthält die Neuregelung hier-
von abweichende Regelungen.
Infolge der Gesetzesänderung können vorbereitende Schriftsätze und deren An-
lagen, schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen der Beteiligten sowie 
schriftlich einzureichende Auskünfte, Aussagen, Gutachten, Übersetzungen und 
Erklärungen Dritter als elektronisches Dokument beim Verfassungsgerichtshof ein-
gereicht werden (§ 55a VwGO); die aufgrund des § 55a Absatz 2 Satz 2 VwGO 
erlassene Rechtsverordnung des Bundes (Elektronische-Rechtsverkehr-Verord-
nung – ERVV) ist zu beachten. Die Verweisung in § 15a Absatz 1 VerfGHG 
erstreckt sich auch auf die nach § 55d VwGO seit dem 1. Januar 2022 geltende 
Pflicht zur Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs für sogenannte professio-
nelle Ein reicher. Die Regelung einer Nutzungspflicht für diesen konkreten Nut-
zerkreis dient dazu, den elektronischen Rechtsverkehr am Verfassungsgerichtshof 
möglichst zeitnah und ressourcenschonend zu etablieren. Abweichend von § 55d 
VwGO ist die elektronische Dokumentenübermittlung ab Inkrafttreten des neuen 
§ 15a VerfGHG zunächst fakultativ und erst ab dem 1. Februar 2025 verpflichtend  
(§ 15a Absatz 1 Satz 2 VerfGHG); somit besteht insoweit eine Übergangsphase 
vom 1. November 2024 bis zum 1. Februar 2025 für alle professionellen Einreicher. 
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Für die elektronische Prozessaktenführung beim Verfassungsgerichtshof ist künf-
tig § 55b VwGO einschließlich der auf Grundlage von § 55b Absatz 1 VwGO 
erlassenen Rechtsverordnung des Landes (eAkten-Verordnung – eAktVO) ein-
schlägig (§ 15a Absatz 2). Den konkreten Zeitpunkt, ab dem die gerichtsinternen 
Prozessakten elektronisch geführt werden, bestimmt der Verfassungsgerichts-
hof in seiner Geschäftsordnung. Die Prozessakten von Verfahren, die ab diesem 
Zeitpunkt eingehen, werden ausschließlich elektronisch geführt. Die Pflicht zur 
elektronischen Prozessaktenführung beansprucht nur für neue Verfahren Gel-
tung; bereits angelegte Prozessakten verbleiben in Papierform. Die Vorgaben in  
§ 55b Absatz 2 bis 6 VwGO zum Medientransfer bei Papieraktenführung und 
elektronischer Aktenführung sind zu beachten.

Zu Nummer 4

Die Regelung zur Rechts- und Amtshilfe wird beibehalten und ergänzt um die 
Vorlage über elektronisch geführte Akten durch Gerichte und Behörden. Der 
Übermittlungsweg über das zuständige Ministerium und das Staatsministerium 
räumt der Landesregierung die Möglichkeit ein, Urkunden dahingehend zu über-
prüfen, ob die Verwendung im Prozess mit der Staatssicherheit zu vereinbaren 
ist. Das Staatsministerium ist – neben dem zuständigen Ministerium – zudem 
aufgrund von Artikel 1 I. Nr. 13 der Bekanntmachung der Landesregierung über 
die Abgrenzung der Geschäftsbereiche der Ministerien vom 24. Juli 2011 (zuletzt 
geändert durch Bekanntmachung vom 3. Februar 2022, GBl. S. 69) damit befasst. 
Bei Verfassungsbeschwerden, die sich lediglich gegen gerichtliche Entscheidun-
gen richten, ist nach § 57 VerfGHG eine Beteiligung des Staatsministeriums nicht 
vorgesehen, daher ist eine Übermittlung über das Staatsministerium in diesen 
Verfahren nicht erforderlich. Für die Übermittlung elektronisch geführter Akten 
müssen sichere Übermittlungswege genutzt werden. Sichere Übermittlungswege 
sind in § 55a Absatz 4 VwGO definiert, dessen entsprechende Anwendung im 
künftigen § 15a VerfGHG geregelt ist.

Zu Nummer 5

Eingefügt werden Regelungen über die elektronische Form des Zustellungs- und 
Verkündungsvermerks. 

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

C. Wesentliches Ergebnis der Anhörung

I. Anhörungsverfahren

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Verfassungsgerichtshofsgesetzes 
wurde durch Beschluss des Ministerrats vom 30. April 2024 zur Anhörung frei-
gegeben.
Die Verbändeanhörung wurde in der Zeit vom 3. bis zum 31. Mai 2024 durch-
geführt. Angehört wurden die gerichtliche Praxis sowie berufsständische Organi-
sationen und Interessenvertretungen. Im Rahmen der Verbändeanhörung hat sich 
der Anwaltsverband Baden-Württemberg im Deutschen Anwaltverein e. V. zum 
Gesetzentwurf geäußert. 
Der Gesetzentwurf wurde gleichzeitig in das Beteiligungsportal Baden-Württem-
berg mit der Möglichkeit eingestellt, den Gesetzentwurf zu kommentieren. Stel-
lungnahmen sind hierzu nicht eingegangen.
Ferner wurden die Beauftragte der Landesregierung für die Belange von Men-
schen mit Behinderungen, der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit Baden-Württemberg, der Normenkontrollrat Baden-Würt-
temberg sowie der Normenprüfungsausschuss beteiligt.
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II. Zusammenfassung der Stellungnahmen

1. Stellungnahmen von Beteiligten innerhalb der Landesverwaltung

a) Normenkontrollrat

Der Normenkontrollrat hat den Gesetzentwurf geprüft und keine Einwände er-
hoben.

b) Normenprüfungsausschuss

Die vorgeschlagenen redaktionellen beziehungsweise rechtsförmlichen Ände-
rungsvorschläge des Normenprüfungsausschusses wurden weitgehend übernom-
men.

c)  Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden-
Württemberg

Es wurden datenschutzrechtliche Bedenken bezüglich der Regelung zur Amts-
hilfe in § 19 Satz 2 VerfGHG vorgebracht. Diese konnten durch eine ergänzende 
Begründung ausgeräumt werden.

d)  Die Beauftragte der Landesregierung für die Belange von Menschen mit Be-
hinderungen

Die Beauftragte der Landesregierung für die Belange von Menschen mit Behinde-
rungen hat keine Einwendungen erhoben.

2. Stellungnahmen von Beteiligten außerhalb der Landesverwaltung

Der Anwaltsverband Baden-Württemberg begrüßt das Anliegen des Gesetzent-
wurfs, die elektronische Kommunikation für den Verfassungsgerichthof zu er-
möglichen. Dies sei für die Anwaltschaft und damit auch deren Mandanten eine 
große Erleichterung. Bereits vorliegende elektronische Dokumente könnten ohne 
Medienbruch einfach weiterverwendet werden. Die Stellungnahme enthielt außer-
dem folgende Anregungen zu Artikel 1 Nummer 3: 

a)  Die Möglichkeit der elektronischen Einreichung solle auch für die Vollmacht 
gelten. § 14 VerfGHG sieht aktuell vor, dass eine Vollmacht schriftlich zu er-
teilen ist.

 Stellungnahme der Landesregierung: 

  Die Begründung zum Gesetzentwurf unter B. Artikel 1 Nummer 3 wurde dies-
bezüglich zur Klarstellung ergänzt. Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht 
verbunden.

b)  Bezüglich der Einführung einer Nutzungsplicht für professionelle Einreicher 
wird im Hinblick auf überdimensional große Verfahren zu Bedenken gegeben, 
dass es unter Umständen schwer sei, geeignete elektronische Dokumente als 
Anschauungsmaterial vorzulegen. 

 Stellungnahme der Landesregierung: 

  Die Regelung orientiert sich an den Vorgaben der Verwaltungsgerichtsord-
nung. Hiervon soll nicht abgewichen werden, um insbesondere Auslegungs- 
und Abgrenzungsschwierigkeiten zur vermeiden.
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c)  Bei Einführung einer Nutzungspflicht müsse außerdem selbiges auch für das 
Verfassungsgericht gelten, das heißt das Gericht soll nicht länger in Papierform 
antworten dürfen. 

 Stellungnahme der Landesregierung: 

  Der Verfassungsgerichtshof wird ab dem Stichtag bei den neu eingehenden 
Verfahren ebenfalls auf eine elektronische Verfahrensführung umstellen.

d)  Angeregt wird außerdem eine Regelung zur Ersatzeinreichung bei „vorüberge-
henden technischen Störungen“ (§ 55 d Satz 3 VwGO). Ist ein Gericht elek-
tronisch nicht erreichbar, so seien die Parteien zu einer Ersatzeinreichung  
gezwungen. Zudem müssten die Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte die 
vorübergehende Unmöglichkeit der Zustellung glaubhaft machen. Der hiermit 
verbundene Mehraufwand sei hoch und haftungsträchtig. Es wird vorgeschla-
gen, dass bei Störungen der EGVP-Infrastruktur an diesem Werktag ablaufende 
Fristen sich automatisch auf den nächsten Werktag verlängern und in der Folge 
auf eine Einsatzeinreichung verzichtet werden kann. 

 Stellungnahme der Landesregierung: 

  Der Vorschlag ist nachvollziehbar. Alleine für den Verfassungsgerichts-
hof sollte jedoch keine andere Regelung getroffen werden. Es wäre vielmehr  
Sache des Bundesgesetzgebers diesbezüglich gegebenenfalls die Verwaltungs-
gerichtsordnung nachzujustieren.
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NORMENKONTROLLRAT BADEN-WÜRTTEMBERG

20. März 2024

Seite 1 von 1 

Stellungnahme des Normenkontrollrates Baden-Württemberg 
gemäß Nr. 4.1 VwV NKR BW 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Verfassungsgerichts-
hof (Verfassungsgerichtshofsgesetz – VerfGHG)*
NKR-Nummer 27/2024, Staatsministerium Baden-Württemberg

Der Normenkontrollrat Baden-Württemberg (NKR) hat sich mit dem Entwurf des oben genann-
ten Regelungsvorhabens befasst. 

I. Im Einzelnen

Das vorliegende Änderungsgesetz regelt im Wesentlichen die rechtlichen Grundlagen für 

 eine elektronische Prozessaktenführung beim Verfassungsgerichtshof für das Land
Baden-Württemberg (VerfGH),

 die Eröffnung des elektronischen Rechtsverkehrs beim VerfGH.

Bislang arbeitet der VerfGH ausschließlich mit Papierakten und ohne elektronische Dokumen-
tenübermittlung. Der Grund hierfür ist, dass der VerfGH als eigenständiges Verfassungsorgan 
den bestehenden bundes- und landesrechtlichen Vorschriften über die elektronische 
Aktenfüh-rung in der Justiz und den elektronischen Rechtsverkehr nicht unterfällt. 

Zentrale Norm ist § 15a VerfGHG neu, wonach auf die Vorschriften der Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO) über die elektronische Dokumentenübermittlung und die elektronische 
Akten-führung verwiesen wird.

II. Votum

Der NKR begrüßt die geplanten Änderungen grundsätzlich.
Papieraktenform und Erreichbarkeit auf dem Post- und Faxweg sind für den VerfGH nicht mehr zeit-
gemäß. Medienbrüche bei der Vorlage von Gerichtsakten an den VerfGH werden geschlossen. 

Der NKR begrüßt im Speziellen, dass durch die Mitnutzung der bestehenden IT-Infrastruktur
des Justizministeriums und den Verweis auf die Vorschriften der VwGO bewährte Verfahren
und Rahmenbedingungen gewählt werden. 

gez. Dr. Dieter Salomon
Vorsitzender und Berichterstatter
__________________________
* Der Titel des Gesetzentwurfs wurde im Laufe des Verfahrens angepasst, daher die Diskrepanz

zum Titel des Gesetzentwurfs in der Stellungnahme des Normenkontrollrates.
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